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Vorwort

„Herrschaft im Alltag ist Verwaltung“, hat der Soziologe Max Weber einst formuliert.
Das Verwaltungsrecht ermöglicht und begrenzt diese Herrschaft und steuert und be-
einflusst so unseren Alltag. Das Besondere Verwaltungsrecht ist besonders wichtig,
weil es die Anspruchsgrundlagen enthält, auf die sich die Bürgerinnen und Bürger be-
rufen können, und die Befugnisnormen, aufgrund derer die Behörden ihre Aufgaben
erfüllen und gemäß derer die Gerichte die Behörden kontrollieren. Dabei ist das Be-
sondere Verwaltungsrecht, im Gegensatz zu Zivil-, Straf- und Staatsrecht, ganz we-
sentlich Landesrecht. Vor diesem Hintergrund beschreibt (und bisweilen: bewertet)
dieses Lehrbuch das Besondere Verwaltungsrecht Niedersachsens.

Wir wünschen uns das Studienbuch in die Hände der Studierenden der Rechtswissen-
schaft und der Rechtsreferendare, aber auch Verwaltungsbeamten, Richtern und
Rechtsanwälten soll es ein zuverlässiger Ratgeber sein. Die Zielgruppe der Studieren-
den hat die Auswahl der Rechtsgebiete bestimmt, die wir behandeln. In den Juristi-
schen Examina und der Großen Übung bilden das Polizei- und Ordnungsrecht, das öf-
fentliche Baurecht und das Kommunalrecht mit dem dazugehörigen Verfahrensrecht
und den europarechtlichen Bezügen den Prüfungsstoff im Pflichtfach. Abschnitte zu
den landesrechtlichen Besonderheiten des Verwaltungsverfahrensrechts, der Landes-
verfassung sowie der Verwaltungsorganisation Niedersachsens runden das Lehrbuch
ab.

Nachdem die ersten beiden Auflagen im Kreis der Leserinnen und Leser genauso
wohlwollend wie bei den Rezensenten aufgenommen worden sind, legen wir hiermit
die dritte, durchgängig aktualisierte Auflage vor. Sie ist auf dem Stand vom Dezember
2019. Im Vergleich zur Vorauflage haben sich Änderungsbedarfe vor allem durch
Neuregelungen im Bereich des Polizei- und Ordnungsrechts sowie des Baurechts erge-
ben. Herausgeber und Autoren danken den am Entstehen des Studienbuchs beteiligten
Hilfskräften und Mitarbeitern für ihre engagierte und zuverlässige Zuarbeit. Wir freu-
en uns über Anregungen, Hinweise und Kritik zu diesem Buch wie zu den einzelnen
Beiträgen gleichermaßen. Sie erreichen uns am besten elektronisch (ls-hartmann@uni-
osnabrueck.de, heike.jochum@hemmelrath-law.com, mehde@jura.uni-hannover.de,
sekretariatmann@jura.uni-goettingen.de).

 

Göttingen, Hannover und Osnabrück, im Februar 2020 Die Herausgeber
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EUV Vertrag über die Europäische Union
evtl eventuell
f. für
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f., ff. folgende, fortfolgende
Fn. Fußnote
Fs. Festschrift
geänd. geändert
gem. gemäß
GemH Gemeindehaushalt (Zeitschrift)
GeschO Geschäftsordnung
ggf. gegebenenfalls
hA herrschende Auffassung
hL herrschende Lehre
hM herrschende Meinung
Hrsg. Herausgeber
hrsg. herausgegeben
Hs. Halbsatz
iA im Auftrag
idF in der Fassung
idR in der Regel
idS in diesem Sinne
iE im Ergebnis
ieS im engeren Sinne
inkl. inklusive
insb. insbesondere
insg. insgesamt
iS im Sinne
iSd im Sinne des
iSv im Sinne von
iÜ im Übrigen
iVm in Verbindung mit
iwS im weiteren Sinne
Kap. Kapitel
krit. kritisch
lit. littera
Lit. Literatur
LS Leitsatz
LT Landtag
m.Anm. mit Anmerkung
mE meines Erachtens
mind. mindestens
Mitt. Mitteilung(en)
mN mit Nachweisen
mwN mit weiteren Nachweisen
mWv mit Wirkung von
Nachw. Nachweise
NBauO Niedersächsische Bauordnung
Nds. niedersächsisch/Niedersachsen
NdsVBl Niedersächsische Verwaltungsblätter (Zeitschrift)
nF neue Fassung
NKomVG Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz

Abkürzungsverzeichnis
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NLWG Niedersächsisches Landeswahlgesetz
Nov. Novelle
Nr. Nummer
NStGHG Gesetz über den Nds. Staatsgerichtshof
NV Niedersächsische Verfassung
o. oben
o.a. oben angegeben, angeführt
o.Ä. oder Ähnliches
o.g. oben genannt
OVG Oberverwaltungsgericht
Rn. Randnummer
Rspr. Rechtsprechung
S. Seite
s. siehe
s.a. siehe auch
s.o. siehe oben
s.u. siehe unten
StGH Staatsgerichtshof
Slg Sammlung
sog. sogenannt/so genannt
str. streitig
u. unten
u.a. unter anderem
uä und ähnlich
uÄ und Ähnliches
uE unseres Erachtens
umstr. umstritten
unstr. unstreitig
Urt. Urteil
usw. und so weiter
uU unter Umständen
uVm und Vieles mehr
v. von/vom
Var. Variante
Vgl Vergleiche
VNV Vorläufige Niedersächsische Verfassung
Vorb. Vorbemerkung
vorl. vorläufig
wN weitere Nachweise
zB zum Beispiel
Ziff. Ziffer
zit. zitiert
zT zum Teil
zust. zustimmend
zutr. zutreffend
zw. zweifelhaft
zzgl zuzüglich

Abkürzungsverzeichnis
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